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Rückendeckung für den Transformationsprozess in Südosteuropa

Wandel braucht Unterstützung
Während des vergangenen Jahres 
kam es in den meisten Ländern des
ehemaligen Jugoslawien zu wichtigen
politischen Veränderungen. Damit 
sind nach zehn Jahren der Krisen und
Kriege endlich die Voraussetzungen
für längerfristige wirtschaftliche Ent-
wicklung, sozialen Wiederaufbau und
politische Stabilität gegeben. Die
Wahlen in Kroatien und Serbien, aber
auch in Bosnien-Herzegowina und
Kosov@ haben die beinahe absolute
Dominanz der ultra-nationalistischen
Parteien aufgebrochen und gemässig-
teren Kräften den Weg geebnet.

Von Roland Brunner, Geschäftsführer Medien-
hilfe Ex-Jugoslawien

Dank der politischen Veränderungen sind Jour-
nalistInnen heute seltener direkter Gewalt-
androhung ausgesetzt. Der politische Wandel
setzte auch der schlimmsten Unterdrückung
der Medienfreiheit ein Ende. 

Selbstverpflichtung zu Medienfreiheit
und Wandel

Die neu gewählten Regierungen haben sich im
Rahmen des Stabilitätspaktes für Südosteuropa
dazu verpflichtet, Grundlagen für freie und
demokratische Medien zu schaffen. Dies bringt
eine noch nie da gewesene Gelegenheit, aber
auch eine einmalige Herausforderung mit sich,
diesen Ländern beim Überwinden der struktu-
rellen Probleme im Medienbereich beizustehen
und ihnen zu helfen, ihre internationalen und
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verfassungsmässigen Verpflichtungen zu er-
füllen.

Das Schaffen einer transparenten und demo-
kratisch verankerten Mediengesetzgebung, der
Aufbau öffentlich-rechtlicher Fernseh- und
Radioanstalten, die Neudefinition der Rolle
privater Medien unter den veränderten Bedin-
gungen und viele weitere Aufgaben stehen
oben auf der Traktandenliste eines grundlegen-
den wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Wandels. Dieser Transformations-
prozess kann den lokalen Akteuren nur mit
weitreichender professioneller, politischer und
materieller Unterstützung durch die internatio-
nale Gemeinschaft gelingen.

Die Länder Südosteuropas brauchen mehr als
den bisher erfolgten Wechsel der politischen
Führung. Gefordert ist ein grundlegender
Umbau und Neuaufbau des wirtschaftlichen,
politischen und sozialen Systems, wenn sie
sich wirklich in die Richtung europäischer
Standards entwickeln sollen. Um es mit den
Worten von Nenad Dimitrijevic, einem heraus-
ragenden serbischen Intellektuellen und Pro-
fessor der Politikwissenschaften in Budapest,
auszudrücken: “Die Diskussion über unsere
Verantwortung für das, was gestern in unserem
Namen getan wurde, wird dazu beitragen, für
morgen eine demokratische Normalität zu
schaffen. Deshalb erscheint mir die Theorie,
nach der eine Veränderung auf gesetzlicher
und politischer Ebene genügt, eher als naiver
Optimismus denn als politischer Realismus.”

Alte Muster, alte Politik

Die neugewählten Führer bedienen sich allzu
oft nur einer milderen Form derseblen Metho-
den wie ihre Vorgänger, um die öffentliche
Meinung zu beeinflussen. Viele der heute herr-
schenden Politiker sehen nicht die politische
Manipulation der Medien an sich als Problem,
sondern einzig die Tatsache, dass vorher die
falsche Partei diese Kontrolle ausübte. Profes-
sionalität und Unabhängigkeit der Medien sind
aber die Ecksteine einer grundlegenden Umge-
staltung und Demokratisierung der Gesell-
schaften.

Wahlresultate sind immer nur Ausdruck
momentaner Kräfteverhältnisse. So erfreulich
die bisherigen Veränderungen sind: Politische
Gepflogenheiten können schnell wieder in alte
Muster zurückfallen, Macht- und Mehrheits-
verhältnisse sich verändern, solange keine
gesellschaftliche Stabilität erreicht ist. Die
kriegsversehrten Gesellschaften des ehemali-
gen Jugoslawiens bleiben vorläufig anfällig für
Manipulation und Propaganda. Die neuen
Machthaber sind leider – bei allen zu verzeich-

nenden Fortschritten Richtung good governan-
ce – keineswegs über den Verdacht erhaben, zu
diesen Mitteln zu greifen, um die eigene Macht
zu erhalten.

Systemwechsel statt Wendehälse

Demokratischer Fortschritt kann von keiner
Regierung allein erreicht werden – unabhängig
davon, wie gut ihre Absichten sein mögen. Die
Entwicklung eines starken autonomen Medien-
sektors, bestehend aus öffentlich-rechtlichen
und privaten Medien, und die damit verbunde-
ne gesellschaftspolitische Öffentlichkeit bilden
ein vor allem in Transformationsgesellschaften
unverzichtbares Gegengewicht zur Staatsge-
walt. Sie garantieren die Einhaltung demokra-
tischer Regeln auch dort, wo die neue Führung
im Namen der Stabilität auf grundlegenden
Wandel verzichten will, und sich das alte
System mit neuem Namen wieder zu etablieren
versucht. 

Um den in Gang gekommenen Reformpro-
zess am Laufen zu halten, um die Aufarbeitung
der Vergangenheit und die Demokratisierung
von Gesellschaft und Politik voranzutreiben,
um einen echten Systemwechsel und nicht nur
das Auswechseln der politischen Führung zu
bewirken, bleibt die Unterstützung unabhängi-
ger Medien für weitere fünf Jahre von zentraler
Bedeutung. Diese Unterstützung ist eine direk-
te Investition in die Entwicklung des Bewusst-
seins und der gesellschaftspolitische Verant-
wortung der BürgerInnen – und damit in die
längerfristige Stabilisierung der Region. 

Unabhängige private Medien sind im gesell-
schaftlichen Wandlungsprozess keine Alterna-
tive zu einer Transformation der alten Staats-
medien, sondern unerlässliche Partner. Sie sind
unersetzlich in ihrer Funktion als

Rückgrat professioneller Berichterstattung
mit ihrer langjährigen Erfahrung im Wider-
stand gegen das alte Regime,
unabhängige Wächter über das Verhalten
der neuen Führung und über den Transfor-
mationsprozess,
Garanten für Meinungsfreiheit und Medien-
vielfalt,
Ausgangspunkt für den Transfer von Know-
how in den Bereichen Programmgestaltung,
Management und Technik hin zum neu auf-
zubauenden öffentlich-rechtlichen Sektor,
wichtige Sprachrohre, um gesellschaftliche
Schlüsselfragen wie Korruption in Wirt-
schaft und Politik, Schuld und Verantwor-
tung für Kriegsverbrechen usw. zu themati-
sieren und aufzuarbeiten,
Triebkräfte für die Entwicklung einer star-
ken Zivilgesellschaft, der Bewusstseinsbil-
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dung der BürgerInnen und der Ermutigung
zur Teilnahme am demokratischen Prozess,
für den Umbau der staatlichen Institutionen
und den Aufbau einer good governance,
effiziente Wegbereiter für eine regionale
Kooperation und Integration durch den
grenzüberschreitenden Austausch von In-
formationen und durch offene Debatten
über zwischenstaatliche Themen.

Begleiteter Umbau nötig

Vorläufig können unabhängige Medien infolge
der politisch pervertierten wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen dieser Länder kaum ohne
externe Unterstützung überleben. Der endlich
erfolgte Regierungswechsel und langsam ein-
setzende internationale Investitionen bringen
die Gefahr mit sich, dass lokale Behörden und
internationale Geldgeber ihre Aufmerksamkeit
allein dem Aufbau der Wirtschaft und der
Transformation der Staatsmedien widmen.
Medien, die ihre professionelle Unabhängig-
keit während der letzten Jahre unter Beweis
gestellt haben, bewahren auch gegenüber den
neuen Führungseliten kritische Distanz und
werden darum von diesen oft als zu kritisch, zu
negativ, zu unabhängig eingeschätzt. Auch die
internationale Politik droht im Interesse guter
wirtschaftlicher und politischer Beziehungen
diese kritischen Stimmen zu überhören oder zu
verdrängen.

Im Interesse der gesellschaftlichen Entwick-
lung dürfen beim Umbau der Staatsmedien in
öffentlich-rechtliche Dienste die Errungen-
schaften der letzten Jahre im Bereich Pluralis-
mus und Professionalität der Medien nicht ver-
loren gehen. Deshalb ist eine Weiterführung
der Unterstützung für unabhängige Medien, die
ihre journalisti- sche Qualität und ihren gesell-
schaftspolitischen Einfluss bewiesen haben,
für die Zeit des Umbaus von zentraler Bedeu-
tung. Die internationale Gemeinschaft sollte
sich nicht von den lokalen Führungseliten dazu
verführen lassen, die Medien ausserhalb deren
Reichweite und Kontrolle ebenfalls zu mar-
ginalisieren. Es gilt, die politische Verantwor-
tung im Interesse von Demokratie und Stabi-
lität, d.h. auch im eigenen Interesse, gegenüber
den neuen politischen Machthabern wahrzu-
nehmen.

Entwicklung auf zwei Beinen

Für eine nachhaltige Veränderungen in diesen
Ländern empfehlen wir deshalb eine Doppel-
strategie: 

Unterstützung für die Transformation der
bisherigen Staatsmedien und den Aufbau

eines öffentlich-rechtlichen Mediensektors
auf der Grundlage von Professionalität und
Unabhängigkeit.
Weiterführung der Unterstützung für unab-
hängige und professionelle private Medien
als Garantinnen für Meinungsvielfalt und
Medienpluralismus und als Triebkräfte
einer grundlegenden gesellschaftspoliti-
schen Erneuerung.

Professionelle Unabhängigkeit braucht
unsere Solidarität

Um im wirtschaftlichen, sozialen und politi-
schen Neuaufbau dieser kriegsversehrten Staa-
ten den heutigen Herausforderungen und
Anforderungen zu genügen und als stabile
Demokratien die Chance der europäischen
Integration wahrnehmen zu können, braucht es
eine tiefergreifende Veränderung dieser Syste-
me. Damit dieser angefangene Prozess erfolg-
reich und mit dem nötigen Tempo weiterlaufen
kann, ist im Medienbereich Unterstützung auf
beiden Ebenen wichtig. Nur wenn sie auf bei-
den Beinen gehen, werden die Länder des ehe-
maligen Jugoslawiens die zehn Jahre wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Zerfalls überwinden und auf dem
Weg weiterkommen, der zu echter Stabilität
und dauerhaftem Frieden führt.

International Media Fund IMF: Ein Konsortium von Medien-
Organisationen angesichts der Krise in Mazedonien 2001, 
koordiniert von der medienhilfe dank Mitteln der DEZA.


